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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
über die multinationalen Unternehmen und die Gemeinschaftsvorschriften 


I. Einleitung 

Die Wirtschaftsentwicklung der letzten Jahrzehnte 
war vor allem von einer sehr starken Ausweitung 
von Großunternehmen geprägt, deren Produktions- 
anlagen auf viele Länder verteilt sind. 

In den meisten Fällen entspricht die multinationale 
Entwicklung eines Unternehmens den Erfordernissen 
einer optimalen Ausnutzung der natürlichen wirt> 
schaftlichen und sozialen Gegebenheiten. Bis zu 
einem gewissen Grade entspricht sie auch dem Be- 
dürfnis nach Überwindung der Hindernisse, die von 
den Staaten im freien internationalen Wettbewerb 
noch nicht abgebaut worden sind. Bei Beseitigung 
dieser Hindernisse würde also ein guter Teil der 
künstlichen Gründe fortfallen, welche die Unterneh- 
men zur „Multinationalisierung" veranlassen, ohne 
daß damit eine angemessene Antwort auf echte 
wirtschaftliche und soziale Erfordernisse gefunden 
wäre. 

In manchen Fällen kann dennoch eine solche Bewe- 
gung zur Förderung einer besseren weltweiten Ar- 
beitsteilung und Verbreitung technologischer Kennt- 
nisse, zur Industrialisierung der Entwicklungsgebiete 
und zur Angleichung der sozialen Verhältnisse bei- 
tragen. 

Auf Gemeinschaftsebene hatte die Kommission schon 
1970 in ihrem Memorandum zur Industriepolitik be- 
klagt, daß sich zu viele europäische Industrieunter- 
nehmen nach wie vor auf den nationalen Rahmen 
beschränken und sich in ihrer Größe und bei der Er- 
richtung von Niederlassungen noch nicht genügend 
auf den neuen europäischen Wirtschaftsraum ein- 
stellen. Sie stellte fest, daß dieser unumgängliche 
Umstellungsprozeß der europäischen Industrie durch 
die zahlreichen noch bestehenden rechtlichen und 
steuerlichen Hindernisse und das derzeitige Feh- 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg t, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Telefon 0 22 21/36 35 51 


len eines europäischen Kapitalmarkts aufgehalten 
wird. Auf der Pariser Gipfelkonferenz bekundeten 
die Staats- und Regierungschefs in ihrer Erklärung 
den Willen, die industrielle Grundlage für die Ge- 
meinschaft zu schaffen, von der ihre wirtschaftliche 
und soziale Entwicklung abhängt. Die Kommission 
hat dem Rat ein Aktionsprogramm für die erste 
Phase dieses Prozesses unterbreitet. 

Aus dieser Gesamtsicht heraus ist die Kommission 
der Auffassung, daß sie sich um die Beseitigung der 
rechtlichen und steuerlichen Hindernisse bemühen 
muß, welche die transnationale Verflechtung der In- 
dustriestrukturen der Mitgliedstaaten aufhalten; die- 
se transnationale Verflechtung müßte sich durch Ko- 
operationen, ’Unternehmenszusammenschlüsse und 
sogar Bildung multinationaler Unternehmen, wenn 
letztere einen nützlichen Beitrag zur Erreichung der 
wirtschaftlichen und sozialen Ziele der Gemeinschaft 
leisten können, ausdehnen können. 

Die Tatsache, daß die multinationalen Unternehmen 
das wirtschaftliche und soziale, ja selbst politische 
Leben der Länder, in denen sie operieren, immer 
stärker beeinflussen, löst jedoch schwere und so 
weit verbreitete Bedenken, namentlich im Zusam- 
menhang mit Beschäftigung, Wettbewerb, Steuer- 
flucht, störenden Kapitalbewegungen und wirtschaft- 
licher Unabhängigkeit der Entwicklungsländer aus, 
daß es die Aufmerksamkeit der öffentlichen Stellen 
verdient. 

Die Hauptursache hierfür liegt darin, daß diese Un- 
ternehmen eine derartige Größenordnung und räum- 
liche Ausdehnung erlangt haben, daß Zweifel an der 
Wirksamkeit der herkömmlichen Maßnahmen der 
öffentlichen Hand und der Gewerkschaftvsn wach 
werden, die bisher noch keinen entsprechenden 
Grad an Geschlossenheit oder internationaler Inte- 
gration erreichen konnten. Ihren Niederschlag findet 
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diese Situation insbesondere in unangemessenen 
rechtlichen, steuerlichen, wirtschaftlichen und wäh- 
rungspolitischen Regelungen der einzelnen Staaten, 
deren Rahmen zur Erfassung der Probleme zu eng 
ist, die durch die Existenz zahlreicher Konzerne aus 
rechtlich getrennten Unternehmen, die unterschied- 
lichen nationalen Rechtsordnungen unterliegen, auf- 
geworfen werden. 

In der Praxis tauchen die Probleme auf, sobald ein 
Unternehmen über Produktionsanlagen in zwei oder 
mehreren Ländern verfügt. Sie nehmen selbstver- 
ständlich in dem Maße zu, in dem sich die Geschäfts- 
tätigkeit der Unternehmensgruppe ausweitet und auf 
mehr und mehr Länder ausdehnt. Die Art dieser Pro- 
bleme bleibt jedoch stets die gleiche. 

Es ist zu bemerken, daß fast alle Aktionen, die im 
folgenden kurz analysiert werden, in erster Linie 
durchgeführt werden oder durchgeführt werden sol- 
len, um Gemeinschaftsziele zu erreichen, die über 
die Kontrolle der multinationalen Unternehmen hin- 
ausgehen; dies gilt insbesondere für alles, was mit 
der Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union oder z. B. der Steuer- und Sozialpolitik zu- 
sammenhängt. Das heißt also, daß praktisch alle 
Maßnahmen, welche die Gemeinschaft gegenüber 
multinationalen Unternehmen treffen könnte, Pro- 
bleme berühren, die auch von nationalen Unterneh- 
men oder sogar Einzelpersonen hervorgerufen wer- 
den können. 

Die Kommission ist daher der Ansicht, daß sich in 
diesem Bereich Lösungen nur dann finden und die 
Bedenken nur dann ausräumen lassen, wenn auf 
gemeinschaftlicher und internationaler Ebene ange- 
messene Gegengewichte geschaffen werden, um wie- 
der ein Gleichgewichtsverhältnis zwischen den be- 
teiligten Gesprächspartnern herzustellen. 

Aufgrund ihrer Bestimmung, die in der Koordinie- 
rung, Harmonisierung und etwaigen Ergänzung der 
einzelstaatlichen Politik liegt, sooft nach gemein- 
samen Lösungen gesucht werden muß, weist die Ge- 
meinschaft die erforderliche Effizienz und Geschlos- 
senheit auf, um den Rahmen zu bilden, in dem ein 
solches - wenn auch vorläufig noch unvollkomme- 
nes - Gegengewicht geschaffen werden kann. Die 
Kommission hält es daher für zweckmäßig, dem Rat 
die nachstehenden Vorschläge zu unterbreiten. 


Allerdings werden selbstverständlich die Maßnah- 
men der Gemeinschaft nur insoweit voll wirksam 
sein, als weltweit gleichgerichtete Regeln ange- 
wandt werden, um für die Tätigkeit der multinatio- 
nalen Unternehmen unabhängig von ihrer Herkunft 
und ihrem geographischen Betätigungsfeld einen 
einheitlichen Rahmen zu schaffen. Die Gemeinschaft 
wird sich sowohl in den entsprechenden internatio- 
nalen Gremien wie OECD und Vereinte Nationen 
als auch ~ bei bestimmten Aspekten - im Rahmen 
etwaiger bilateraler Verhandlungen hierfür einset- 
zen. 

Die Kommission weiß sehr wohl, daß sich mit den 
nachstehenden Vorschlägen nicht alle Probleme lö- 
sen lassen. Für manche Probleme im Bereich des 
Außenhandels, der Teilhabe an den Forschungser- 
gebnissen, der Aufnahme ausländischer Führungs- 
kräfte in die Geschäftsleitung usw. hat die Kommis- 
sion gegenwärtig keine geeignete Lösung parat. 
Trotzdem ist es notwendig, daß schon jetzt mit den 
durchführbaren Maßnahmen begonnen wird, ohne 
erst abzuwarten, bis Lösungen für alle Probleme 
gefunden sind. 

Im vorliegenden Dokument hat die Kommission also 
diejenigen Probleme, für die vorläufig keine Lösun- 
gen erarbeitet werden konnten, außer acht gelassen. 
Es ist daher nicht als Endpunkt, sondern als Aus- 
gangspunkt für eine Aktion zu betrachten, die jetzt 
eingeleitet und später ergänzt werden soll. 


11. Grundausrichung der Vorschläge 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die zu treffen- 
den Maßnahmen nicht die Entwicklung eines Phä- 
nomens behindern dürfen, dessen wirtschaftliche und 
soziale Vorteile anerkannt sind, sondern daß sie die 
Gemeinschaft lediglich durch angemessene Rechts- 
instrumente vor den nachteiligen Folgen schützen 
sollen. Sie ist ferner der Ansicht, daß dieses Instru- 
mentarium keine diskriminierenden Aspekte enthal- 
ten darf und einheitlich für natürliche und juristi- 
sche Personen nationaler, internationaler, gemein- 
schaftlicher oder außergemeinschaftlicher Herkunft 
gelten muß. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
5. Dezember 1973 - 1/4 - 680 70- E- Un 3/73: 

Die Mitteilung ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 8. November 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses ist vorgesehen. 

Der Rat wird voraussichtlich Mitte Dezember einen ersten Gedankenaustausch über die Kommissions- 
mitteilung haben. 
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Die von der Kommission vorgenommene Unter- 
suchung hat gezeigt, daß diese Probleme nicht mit 
einigen spektakulären Aktionen oder einem Kodex 
des Wohlverhaltens, der definitionsgemäß ja nur die 
gutwilligen Unternehmen binden würde, zu lösen 
sind. Manche Probleme sind nämlich so umfassend, 
vor allem im Zusammenhang mit der Sicherheit des 
Arbeitsplatzes, der Steuerflucht oder den störenden 
Kapitalbewegungen, daß verbindlichere Maßnahmen 
gerechtfertigt sind. 

Untersuchungen haben ferner gezeigt, daß den in- 
ternationalen Großunternehmen eine so breite Pa- 
lette von Möglichkeiten zur Verfügung steht, daß 
sie bei isoliert getroffenen, gezielten Maßnahmen 
wirksame Gegenmittel finden können. Die Lösung 
kann also nur über ein Geflecht ineinandergreifen- 
der Maßnahmen gefunden werden, das den Unter- 
nehmen den notwendigen Grad an Autonomie zur 
Verfolgung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Ziele 
gewährleistet, andererseits aber auch engmaschig 
genug ist, um Operationen zu unterbinden, die von 
der Gemeinschaft für unerwünscht gehalten werden. 

Dies hat die Kommission veranlaßt, eine Reihe von 
Aktionen zusammenzustellen, die zur Lösung eines 
großen Teils dieser Probleme beitragen dürften. 
Manche dieser Aktionen spielen eine entscheidende 
Rolle, andere stellen flankierende Maßnähmeu dar, 
die nur deshalb wesentlich sind, weil sie mit zur 
Geschlossenheit des Gesamtsystems beitragen. 


III. In Aussicht genommene Aktionen 

Die verschiedenen Probleme im Zusammenhang mit 
der Ausweitung der multinationalen Unternehmen 
und die zu ihrer Lösung in Aussicht genommenen 
Aktionen sind zu sieben Kapiteln zusammengefaßt 
worden. Die Kapitel betreffen 

— den Schutz des Gemeinwohls 

— den Schutz der Arbeitnehmerinteressen 

— die Erhaltung des Wettbewerbs 

— das Vorgehen beim Ankauf von Unternehmen 

— die Gleichheit der Aufnahmebedingungen 

— den Schutz der Entwicklungsländer 

— die Verbesserung der Information. 

A. Schutz des Gemeinwohls 

In diesem Bereich stellen sich so schwerwiegende 
Probleme, daß intensiv nach wirksamen Lösungen 
gesucht werden sollte. Diese Probleme berühren 
nämlich die Steuerflucht, die Versorgungssicherheit, 
die Währungsstabilität, die staatlichen Subventio- 
nen und den Schutz von Aktionären und Dritten. 

a) Steuerprobleme 

Wahrscheinlich zeigt sich gerade auf dem Gebiet der 
Steuern am besten, daß man mit den im nationalen 


Rahmen geschaffenen Systemen, die durch bilate- 
rale Abkommen ergänzt werden, das Phänomen der 
Ausweitung multinationaler Unternehmen nicht in 
den Griff bekommt. 

Das Nebeneinander verschiedener, nicht harmoni- 
sierter Steuersysteme erschwert und benachteiligt 
sogar oft die internationale Tätigkeit eines Unter- 
nehmens. Deshalb hielt es die Kommission für not- 
wendig, dem Rat zwei Entwürfe von Richtlinien vor- 
zulegen, die verhindern sollen, daß Geschäftsvor- 
gänge, die sich über mehrere Mitgliedstaaten er- 
strecken, steuerlich nicht ungünstiger behandelt wer- 
den, als wenn sie sich im rein nationalen Rahmen 
abspielen. 

Andererseits hat jedoch gerade die Verschiedenar- 
tigkeit der Steuersysteme dazu geführt, daß multi- 
nationale Llnternehmen versuchen, sich auf eine Art 
und Weise zu schützen, oder sie sogar in einer 
Weise auszunützen, die einige als Mißbrauch ein- 
schätzen. 

Die Kommission will so bald wie möglich ihre Ar- 
beiten über die legale Steuerumgehung weiterfüh- 
ren, um so die internationale Unterstützung und Zu- 
sammenarbeit auf dem Gebiet der Information, Kon- 
trolle und Einziehung voranzutreiben. Im Rahmen 
dieser Arbeiten wird den Verrechnungspreisen und 
Lizenzgebühren besondere Aufmerksamkeit gewid- 
met. In diesem Zusammenhang ist unter Umständen 
auch der Abschluß bestimmter Steuerabkommen ins 
Auge zu fassen. 

Im übrigen gelten die Anregungen, welche die Kom- 
mission in ihrem Bericht vom Juni dieses Jahres an 
den Rat über die steuerliche Behandlung von Hol- 
ding-Gesellschaften unterbreitet hat, auch für die 
multinationalen Gesellschaften. 

b) Sicherung der Versorgung 

Es ist zu befürchten, daß im Krisenfall ein Drittland, 
unter dessen Hoheitsgewalt sich das multinationale 
Unternehmen befindet, seinen Einfluß zum Nachteil 
der Gemeinschaftsinteressen geltend macht. 

Im Energiebereich hat die Kommission dem Rat 
Maßnahmen zur Erhöhung der Versorgungssicher- 
heit der Gemeinschaft vorgeschlagen, insbesondere 
eine Konzertierung zwischen den Mitgliedstaaten 
unter Beteiligung der betroffenen Unternehmen über 
ihre Versorgungspolitik bei Kohlenwasserstoffen. 

c) Währungsprobleme 

Auf diesem Gebiet sollte nach Ansicht der Kommis- 
sion eine der Hauptaktionen darin bestehen, eine 
bessere Kenntnis von den Kapitalströmen in Verbin- 
dung mit transnationalen Operationen der Unter- 
nehmen zu vermitteln. Sie wird daher Vorschlä- 
gen, daß an den Außengrenzen der Länder der Ge- 
meinschaft ein System zur Erfassung der Daten über 
diese Kapitalströme geschaffen wird. 
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Die Kommission läßt untersuchen, wie die statisti- 
sche Information verbessert werden kann, um den 
Einfluß des multinationalen Phänomens auf die Zah- 
lungsbilanz der Gemeinschaft und ihrer Mitglied- 
staaten zu erfassen. 

Außerdem wird insbesondere im Rahmen der Ar- 
beiten zur Verwirklichung der Wirtschafts- und 
Währungsunion nach einer Lösung des Problems der 
kurzfristigen, störenden Kapitalbewegungen ge- 
sucht, die zum Teil dem Vorgehen der multinatio- 
nalen Unternehmen zuzuschreiben sind. 

d) Gegenseitige Überbietung auf dem Gebiet der 
staatlichen Beihilfen 

ln zahlreichen Fällen spielen die internationalen 
Investitionen eine wichtige Rolle bei der Durchfüh- 
rung der von den staatlichen Stellen entwickelten 
Regionalpolitik. Soweit sich jedoch die Mitgliedstaa- 
ten bei der Gewährung staatlicher Beihilfen ~ ins- 
besondere der Beihilfen mit regionaler Zweckbestim- 
mung - gegenseitig überboten haben, um neue, um- 
fangreiche Investitionen anzuziehen, konnten die 
multinationalen Unternehmen mehr als andere von 
diesem gegenseitigen Uberbieten profitieren. Da sie 
zu den ersten zählten, die bei ihren Niederlassungs- 
entscheidungen nicht mehr eine nationale Dimension, 
sondern alle im geographischen Raum des Gemein- 
samen Marktes gebotenen Möglichkeiten berück- 
sichtigten, konnten sie die einzelnen Mitgliedstaa- 
ten gegeneinander ausspielen, um die höchsten Ver- 
günstigungen für ihre Niederlassungen zu erhalten. 

Um diese negativen Wirkungen auszuschalten, setzt 
die Kommission ihre Bemühungen zur Koordinie- 
rung der staatlichen - und hier wiederum vor allem 
der regionalen - Beihilfen fort. 

In ihren Stellungnahmen zu den von den Mitglied- 
staaten zugunsten einer Reihe von Industriezweigen 
mit fortgeschrittener Technologie eingeführten Bei- 
hilfen erklärte die Kommission außerdem, daß die 
Gemeinschaft ihrer Ansicht nach ein Interesse daran 
habe, daß die europäischen Unternehmen angesichts 
der Machtstellung bestimmter multinationaler Kon- 
zerne ihre Leistungsfähigkeit verstärken, was in 
einigen Fällen eine zwischenbetriebliche Zusammen- 
arbeit erforderlich mache. 

e) Schutz der Aktionäre und Dritter 

Die Kommission wird dem Rat demnächst einen 
Vorschlag zum Konzernrecht unterbreiten, in dem 
die Unterordnung der Interessen der Einzelgesell- 
schaften unter die Interessen des Konzerns rechtlich 
anerkannt und folglich die Anwendung einer ein- 
heitlichen Geschäftspolitik des Konzerns gegenüber 
den ihm ungehörigen Gesellschaften legalisiert wird. 
Um die Transparenz des Konzerns zu gewährleisten, 
werden Vorschriften auf dem Gebiet der Publizität 
gefordert. Der Entwurf sieht ferner Bestimmungen 
zum Schutz der Minderheitsaktionäre vor. Die Gläu- 
biger kommen bei Nichterfüllung in den Genuß der 
Garantie der Muttergesellschaft. 


B. Schutz der Arbeitnehmerinteressen 

Wegen der Einwirkungsmöglichkeiten der multina- 
tionalen Unternehmen auf die Beschäftigung in den 
verschiedenen Ländern, in denen sie tätig sind, ent- 
steht unter den Arbeitnehmern viel Unruhe. Die 
Kommission betrachtet die Schaffung eines gewerk- 
schaftlichen Gegengewichts als wesentlich für eine 
ausgewogene Lösung des Problems. Sie ist der Mei- 
nung, daß die diesbezügliche Regelung nicht ihre 
Aufgabe ist, daß sie sie jedoch fördern muß. Die 
Einsetzung gemischter oder paritätischer Ausschüsse 
für die einzelnen Sektoren auf Gemeinschaftsebene 
kann dazu beitragen. Nach Ansicht der Kommission 
kann außerdem auch die Entwicklung europäischer 
Tarifverträge zur Lösung der Probleme beitragen, 
die sich aus der Existenz multinationaler Unterneh- 
men für die Arbeitnehmer ergeben. 

Ausreichende Garantien für die Sicherheit des Ar- 
beitsplatzes können durch folgende Maßnahmen ge- 
geben werden: 

— Vorschlag einer Richtlinie über Massenentlas- 
sungen; 

— in Vorbereitung befindlicher Entwurf zum Schutz 
der Arbeitnehmerinteressen, insbesondere zur 
Sicherung erworbener Rechte bei Fusion, Kon- 
zentration oder Rationalisierung; 

— Vorschlag einer Richtlinie zur Harmonisierung 
der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über die 
Fusion von Gesellschaften. 

Der letztgenannte Vorschlag sieht eine spezifische 
Regelung vor zur Unterrichtung und Anhörung der 
Arbeitnehmer vor den Entscheidungen der Haupt- 
versammlungen sowie über die damit einhergehen- 
de Aushandlung eines „Sozialplans", falls die Fusion 
die Gefahr einer Beeinträchtigung der Arbeitnehmer- 
interessen mit sich bringt. Kommt keine Einigung 
zustande, so kann jede Partei eine staatliche Ver- 
mittlung beantragen. Diese Richtlinie betrifft zwar 
nur Fusionen zwischen Gesellschaften ein und des- 
selben Landes, doch müssen die darin vorgesehenen 
Schutzmaßnahmen selbstverständlich auch im Falle 
einer internationalen Fusion beachtet werden. Das 
in Vorbereitung befindliche Übereinkommen über 
Fusionen muß ähnliche Vorschriften enthalten, sei 
es auch nur dadurch, daß auf die einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften verwiesen wird. 

Auch außerhalb der gesetzlichen Fusionsregelung 
sind Maßnahmen zum Schutze der Arbeitnehmer 
bei anderweitiger Unternehmensübernahme in der 
Art des niederländischen „fusie Code" vorzusehen. 

An weiteren Aktionen sind notwendig: 

— die Verabschiedung des Statuts für die Europäi- 
sche Aktiengesellschaft, das die effektive Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer der Tochtergesell- 
schaften an der Überwachung der Geschäftsfüh- 
rung der Muttergesellschaft gewährleisten würde 
und das die Möglichkeit zum Abschluß von Tarif- 
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vertragen zwischen den Arbeitnehmern und den 
Geschäftsführungsorganen der Europäischen 
Aktiengesellschaft vorsieht. 

Ähnliche Rechte würden auf der Ebene jeder 
Aktiengesellschaft durch Verabschiedung der 
Fünften Richtlinie gewährleistet; 

— die Harmonisierung des Arbeitsrechts, die den 
Arbeitnehmern der Konzerntochtergesellschaften 
eine wirkliche Vertretung im Betriebsrat der 
Muttergesellschaft gewährleisten muß. 

Darüber hinaus ist sich die Kommission auch des 
Problems bewußt, das die angemessene Vertretung 
der Arbeitnehmerinteressen gegenüber einer Ak- 
tiengesellschaft aufwirft, die keine selbständigen 
Beschlüsse mehr faßt, sondern sich an die Entschei- 
dungen des Konzerns hält, zu dem sie gehört. Im 
Zuge der Arbeiten zur Koordinierung des Konzern- 
rechts, die sie eingeleitet hat, wird die Kommission 
prüfen, welche Maßnahmen in diesem Bereich zu 
treffen sind. 

Das Problem der Unterrichtung und Vertretung der 
Arbeitnehmer in Fällen, in denen der Konzern über 
seine Tochtergesellschaften oder über die Mutter- 
gesellschaft den geographischen Rahmen der Ge- 
meinschaft sprengt, wirft schwierige Rechtsfragen 
auf, um deren angemessene Lösung sich die Dienst- 
stellen der Kommission bemühen. 


C. Erhaltung de Wettbewerbs 

Die meisten multinationalen Unternehmen erreichen 
beträchtliche Dimensionen und verfügen über be- 
deutende Marktanteile. Sie könnten leichter als an- 
dere den Wettbewerb beschränken und beherrschen- 
de Stellungen mißbräuchlich ausnutzen. Daher ist 
ihnen gegenüber besonders aufmerksam auf die Ein- 
haltung der Wettbewerbsregeln zu achten. 

Das angestrebte Ziel kann erreicht werden durch: 

— Annahme des Verordnungsvorschlags auf der 
Grundlage der Artikel 87 und 235, wonach Kon- 
zentrationsvorgänge, welche die Möglichkeiten 
beinhalten, einen wirksamen Wettbewerb zu be- 
hindern, mit dem Gemeinsamen Markt unver- 
einbar sind, und Konzentrationsvorgänge, die 
Unternehmen oder Unternehmensgruppen mit 
einem Umsatz von mehr als 1 Mrd. Rechnungs- 
einheiten betreffen, einer vorherigen Anzeige- 
pflicht unterliegen; 

— aktive Überwachung von Oligopolstellungen 
durch die Kommission auf der Grundlage der 
Artikel 85 und 86. 


D. Vorgehen beim Aufkauf von Unternehmen 

Die ständig zunehmenden Fälle des Aufkaufs von 
Konkurrenzunternehmen - mit oder ohne deren Zu- 


stimmung - rechtfertigen die Ausarbeitung und An- 
wendung von Verhaltensnormen für das Vorgehen 
beim Aufkauf von Unternehmen. 

— Die Kommission ist der Auffassung, daß eine 
Gemeinschaftsregelung für öffentliche Uber- 
nahmeangebote eingeführt werden sollte, mit 
deren Vorbereitung sie bereits begonnen hat. 

— Die Kommission ist ferner der Ansicht, daß ein 
System zur raschen gegenseitigen Unterrichtung 
und Abstimmung zwischen den cinzelstaatlichen 
Börsenaufsichtsstellen geschaffen werden müßte, 
damit sie die mitunter außerordentlich weitge- 
spannten Operationen, die von Großunterneh- 
men in mehreren Ländern gleichzeitig in Gang 
gesetzt werden, in voller Sachkenntnis beurtei- 
len können. Dank dieser Abstimmung müßte es 
insbesondere möglich sein, eine Reihe von Ver- 
haltensregeln für Börsenoperationen zu entwik- 
keln und ihre Einhaltung durchzusetzen. 

— Objektive Regeln für die in Übereinstimmung 
mit den wirtschaftlichen und sozialen Zielen der 
Gemeinschaft zu erfüllenden Bedingungen bei 
Investitions- und Aufkaufsoperationen mußten 
ausgearbeitet und im gegenseitigen Einverneh- 
men von den Mitgliedstaaten durchgesetzt wer- 
den, 

E. Gleichheit der Aufnahmebedingungen 

Nach den der Kommission vorliegenden Angaben 
räumen nicht alle Drittländer ausländischen Unter- 
nehmen so liberale Bedingungen ein, wie die Län- 
der der Gemeinschaft. Die Beschränkungen betref- 
fen das Niederlassungsrecht, die Finanzierungsmög- 
lichkeiten und -bedingungen, den Zugang von Aus- 
ländern zu den Kapitalquellen und ihre Aufnahme 
in die Geschäftsführung sowie die Transferierung 
der Gewinne in das Herkunftsland, oder ergeben 
sich aus der Anwendung der nationalen Antitrust- 
bestimmungen usw. 

Gegenwärtig sind verschiedene wichtige Verände- 
rungen im Gange. Die Störungen im internationalen 
Währungssystem, insbesondere die Änderungen der 
Wechselkurse verändern die Investitionskosten zwi- 
schen den großen Wirtschaftsräumen ganz erheblich. 
Desgleichen könnte die Haltung der amerikanischen 
Gewerkschaften die amerikanische Regierung dazu 
veranlassen, ausländische Investitionen in den Ver- 
einigten Staaten zu erleichtern. Schließlich läßt sich 
heute schwer absehen, welche Folgen die neue japa- 
nische Politik der Öffnung Japans für ausländische 
Investitionen haben könnte. 

Unter diesen Umständen kann nur ein globaler An- 
satz skizziert werden, dessen Einzelheiten in einer 
späteren Phase festzulegen wären. 

Auf jeden Fall strebt die Gemeinschaft in diesem 
wie auch in anderen Bereichen eine allgemeine Libe- 
ralisierung und nicht die Einführung von restrik- 
tiven oder diskriminierenden Maßnahmen durch die 
Gemeinschaft an. 
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Um die bestehenden Diskriminierungen und die 
Diskriminierungen, die sich aus der einseitigen An- 
wendung der im vorliegenden Dokument beschrie- 
benen Maßnahmen durch die Gemeinschaft ergeben 
könnten, zu beseitigen, hält es die Kommission für 
nötig: 

- — über spezifische Probleme, die vor allem die Ver- 
einigten Staaten und Japan betreffen, zu sprechen 
und, falls die Voraussetzungen gegeben sind, zu 
verhandeln. Anläßlich der Verhandlungen mit be- 
stimmten Ländern sollte die Gelegenheit dazu 
genutzt werden, das Problem der von diesen Län- 
dern gewährten Steuererleichterungen zur Spra- 
che zu bringen; 

— Anstrengungen zu unternehmen, damit die mei- 
sten der im vorliegenden Dokument vorgesehe- 
nen Maßnahmen in allen Industrieländern, d. h. 
nach Möglichkeit auf der Ebene der OECD-Mit- 
gliedstaaten, allgemein eingeführt werden; 

— im Rahmen der Sonderorganisationen der UNO 
(GATT, UNCTAD, UNIDO) Garantien dafür zu 
erhalten, daß die Maßnahmen, welche die Ge- 
meinschaft einseitig treffen könnte, um sicherzu- 
gehen, daß die Tätigkeit der multinationalen Un- 
ternehmen europäischen Ursprungs den wirt- 
schaftlichen und sozialen Zielsetzungen der Ent- 
wicklungsländer entspricht, diesen Unternehmen 
nicht zu Nachteil gereichen. 


F. Bedingungen für die Ansiedlung multinationaler 
Gesellschaften in den Entwicklungsländern 

Ein mitunter beträchtlicher Teil der in den Entwick- 
lungsländern getätigten Investitionen geht auf das 
Konto von multinationalen Unternehmen. Die wirt- 
schaftliche und finanzielle Macht dieser Unterneh- 
men kann in bestimmten Fällen zu einem spürbaren 
Ungleichgewicht in der Wirtschaftsentwicklung der 
betreffenden Länder führen, ohne zwangsläufig den 
tatsächlichen Zielen seiner langfristigen Entwick- 
lung zu entsprechen. 

Die Gemeinschaft, die der Zukunft dieser Länder be- 
sondere Beachtung schenkt und bemüht ist, einen 
wirksamen Rahmen für eine ausgeglichene und ge- 
genseitig vorteilhafte wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit mit diesen Ländern zu schaffen, wird sich da- 
für verwenden, daß die Investitionen der multinatio- 
nalen Unternehmen der Gemeinschaft sich nach den 
wirtschaftlichen und sozialen Zielen der Aufnahme- 
länder ausrichten. 

Unter diesem Gesichtspunkt kann eine besonders 
wirksame Aktion erreicht werden durch: 

— angemessene Anwendung der wirtschaftlichen 
und sozialen Klauseln, die in den von der Kom- 
mission dem Rat vorgelegten Vorschlägen für ein 
System von Garantien für Investitionen in Dritt- 
ländern vorgesehen sind; 


— objektive Anwendung von Gemeinschaftsvor- 
schriften über Verrechnungspreise und Lizenz- 
gebühren; 

— eine Politik der Entwicklungskooperation, die 
dergestalt wäre, daß die den Prioritäten der Auf- 
nahmeländer am besten entsprechenden Privat- 
investitionen gefördert und die Aufnahmebedin- 
gungen für diese Investitionen und gegebenen- 
falls die Modalitäten für die Übereignung von 
Industrieanlagen im Rahmen langfristiger Ab- 
kommen geregelt werden. 


G. Verbesserung der Information 

Die Kommission ist der Ansicht, daß man einer recht 
einfachen Aktion die Befürchtungen vieler Kreise 
ausräumen und gleichzeitig Licht in die Operation 
der multinationalen Unternehmen bringen kann. 

Diese Aktion würde darin bestehen, alljährlich 
einem möglichst breiten Publikum einen Bericht mit 
einfachen Angaben über die nationalen und multi- 
nationalen Großunternehmen zugänglich zu machen, 
um jedermann die Möglichkeit zu geben, die Politik 
der verschiedenen Unternehmen zu beurteilen. 

Diese Angaben sollten beispielsweise betreffen: 

— die investierten, reinvestierten und in das Hei- 
matland transferierten Mittel; 

— die Herkunft und die Zusammensetzung des Ka- 
pitals; 

— die Zahl der neugeschaffenen und der weggefal- 
lenen Arbeitsplätze; 

— die ausgewiesenen Gewinne und die entrichteten 
Steuern, ausgedrückt in Prozentsätzen vom Um- 
satz; 

— die Forschungsaufwendungen und Lizenzeinnah- 
men. 

Diese Angaben waren nach den Ländern, in denen 
die Muttergesellschaft und sämtliche Tochtergesell- 
schaften ansässig sind, aufzuschlüsseln. 

Ein nicht unerheblicher Teil dieser Informationen 
steht zwar bereits der Öffentlichkeit zur Verfügung, 
ist aber von untergeordneter Bedeutung, da er nicht 
in zusammenfassenden Vergleichsübersichten auf in- 
ternationaler Ebene zusammengefaßt oder nicht hin- 
reichend vergleichbar ist. Die vorgeschlagenen oder 
in Vorbereitung befindlichen Richtlinien über die 
Rechnungslegung und die Publizität dürften dazu 
beitragen, schrittweise den erforderlichen Grad an 
Transparenz und Vergleichbarkeit herzustellen, der 
in bestimmten Ländern oder für bestimmte Formen 
von Unternehmen, deren bisherige Diskretion ange- 
sichts der Bedeutung ihrer wirtschaftlichen und so- 
zialen Tätigkeit nicht mehr berechtigt ist, heute nicht 
ausreicht. 
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Um hinreichend wirksam sein zu können, erfordert 
diese Aktion die Unterstützung der Behörden der 
Mitgliedstaaten und der übrigen kooperationswilli- 
gen Länder sowie die Mitarbeit der multinationalen 
Unternehmen. 


IV. Schlußfolgerung 

Das Instrumentarium, das die obengenannten Maß- 
nahmen darstellen, kann natürlich nicht auf einmal 
geschaffen werden. Einige Maßnahmen sind bereits 
Gegenstand formeller Kommissionsvorschläge, die 
der Rat rasch verabschieden könnte. Bei anderen 
hingegen müssen die zu ihrer Durchführung uner- 
läßlichen Modalitäten wahrscheinlich in zahlreichen 
Sitzungen der einzelstaatlichen Sachverständigen 
ausgearbeitet werden. Zur Vollendung des ganzen 
Systems wird man mehrere Jahre brauchen. 

Um eine mit den ihnen zukommenden Prioritäten 
kohärente Verwirklichung der obenangeführten Ak- 
tionen, die aus den verschiedenen politischen Berei- 
chen der Gemeinschaft hervorgehen, sicherzustellen, 
ersucht die Kommission den Rat, die Entschließung, 
die in Anhang I im Entwurf beigefügt ist, anzuneh- 
men und somit sein Einverständnis mit den in dieser 
Mitteilung dargelegten Zielen und Grundsätzen zu 
bekunden und sich zu verpflichten, sich aktiv für 
ihre v^erwirklichung einzusetzen. 


7 



Drucksache 7/1368 


Deutsdier Bundestag - 7. Wahlperiode 


Anhang 1 

Entwurf einer Entschließung des Rates über Maßnahmen, die die Gemeinschaft zur Lösung 
der durch die Entwicklung der multinationalen Unternehmen aufgeworfenen Probleme 
ergreifen muß 


DER RAT -- 

gestützt auf die Mitteilung der Kommission vom . . . 
November 1973 über die Probleme, die durch die 
Ausweitung der multinationalen Unternehmen auf- 
geworfen werden; 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die internationale wirtschaftliche Verflechtung kann 
zur Förderung einer besseren weltweiten Arbeits- 
teilung und Verbreitung technologischer Kenntnisse 
sowie zur Harmonisierung der sozialen Verhältnisse 
beitragen. 

Die Größe dieses Phänomens gibt jedoch vor allem 
auf dem Gebiet der Beschäftigung, des Wettbewerbs, 
der Steuerpflicht, der spekulativen Kapitalbewegun- 
gen, der gesicherten Versorgung mit bestimmten 
Rohstoffen und der wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
der Entwicklungsländer zu Besorgnis Anlaß. Die In- 
stitutionen der Gemeinschaft müssen dabei die not- 
wendigen Initiativen ergreifen, damit die multinatio- 
nalen Unternehmen ihre Tätigkeit unter Beachtung 
der wirtschaftlichen und sozialen Ziele der Gemein- 
schaft ausüben können. 

Bestimmte Probleme weisen eine weltweite Größen- 
ordnung auf. Die Gemeinschaft muß deshalb ihre 
volle Mitarbeit bei den entsprechenden internationa- 
len Erörterungen zusichern, die im Rahmen der ver- 
schiedenen internationalen Organisationen geführt 
werden, um Lösungen auf dem Prinzip der Gegen- 
seitigkeit zu suchen. 

Die Maßnahmen, die gegenwärtig getroffen werden 
können, betreffen Probleme, die nicht für die multi- 
nationalen Unternehmen allein spezifisch sind. Die- 
se Maßnahmen fallen unter die verschiedenen Poli- 
tiken, die die Gemeinschaft im Rahmen des Vertra- 
ges von Rom beschlossen hat oder noch gestalten 
muß. 


Bestätigt seine Absicht, innerhalb der in den Pro- 
grammen vorgesehenen Fristen insbesondere über 
die Vorschläge betreffend die Massenentlassungen, 
den Schutz der erworbenen Rechte der Arbeitneh- 
mer im Falle des Zusammenschlusses, der Konzen- 
tration oder der Rationalisierung von Unternehmen, 
die Garantie für Investitionen in Drittländern, die 
internen Fusionen von Gesellschaften, das Statut der 
Europäischen Aktiengesellschaft, die Struktur der 
Aktiengesellschaften und die Kontrolle der Konzen- 
trationen zu befinden. 

Vertritt die Auffassung, daß namentlich auf den 
nachstehend genannten Gebieten Beschlüsse gefaßt 
werden müssen, und nimmt die Absicht der Kom- 
mission zur Kenntnis, hierzu so bald wie möglich 
Vorschläge vorzulegen: 

— Schutz der Arbeitnehmer im Falle des Erwerbs 
von Unternehmen; 

— Einführung einer Gemeinschaftsregelung betref- 
fend die Börsengeschäfte und die Herkunft der 
investierten Mittel; 

— Konzertierung der einzelstaatlichen Börsenauf- 
sichtsbehörden; 

— Maßnahmen zur internationalen Unterstützung 
und Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Infor- 
mation, der Steuerkontrolle und der Steuerein- 
ziehung und insbesondere Festlegung einer ge- 
meinsamen Regelung für die Verrechnungsprei- 
se und Lizenzgebühren; 

— Konzernrecht; 

— Beschaffung angemessener Informationen über 
die internationale Tätigkeit der Unternehmen. 
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Anhang 2 


Analyse der durch die Ausweitung der multinationalen Unternehmen 
aufgeworfenen Probleme 


I. Einleitung 

1. Es gibt noch keine zufriedenstellende Definition 
des multinationalen Unternehmens. 

Die einfachste Definition besteht darin, ein Un- 
ternehmen als multinational zu bezeichnen, das 
in mindestens zwei Ländern Produktionsstätten 
hat^). Dann ist der Begriff des multinationalen 
Unternehmens von der Direktinvestition vom und 
im Ausland praktisch nicht zu unterscheiden. 

Die Definitionen, die zusätzliche quantitative 
Merkmale enthalten (Umsatz außerhalb des Her- 
kunftslandes; Zahl der Länder, in denen das Un- 
ternehmen seine Tätigkeit ausübt usw.) sind 
zwangsläufig willkürlich. Definitionen, die sich 
qualitativer Kriterien bedienen (Verhalten im 
Gastland, Staatsangehörigkeit der Unterneh- 
mensleiter, Management usw.) sind ungenau, 
weil sie auf Werturteilen hernhen,- und sie füh- 
ren zu vielschichtigen Klassifizierungen ohne gro- 
ßen praktischen Wert. 

Daher bieten sich für die Definition zwei Mög- 
lichkeiten an: 

— entweder man beschränkt sich auf eine Na- 
mensliste der Unternehmen, an die man im 
allgemeinen denkt, wenn mit Besorgnis vom 
Phänomen des multinationalen Unternehmens 
gesprochen wird: das sind (von der Warte des 
Sprechenden aus) sehr große ausländische 
Unternehmen, die auf einem oligopolitischen 
und strategisch wichtigen Markt eine starke 
Stellung haben; 

■ — oder man bezieht sich auf alle ausländischen 
Direktinvestitionen. Diese werden im übrigen 
zu 80 V. H. von Unternehmen getätigt, die 
jeder intuitiv als multinational bezeichnet. 
Außerdem wirft die Kumulierung von auslän- 
dischen Investitionen, die einzeln genommen 
als „unschädlich" gelten, letztlich Probleme 
auf, die mit denen der vorgenannten Katego- 
rie vergleichbar sind. 

Nur bei der zweiten Möglichkeit kann man sich 
auf Zahlenmaterial stützen, und sie wird im all- 
gemeinen in folgenden Fällen angewandt. 

2. Für die Ansiedlung im Ausland gibt es verschie- 
dene Gründe: 

— Lohnkosten: dieser Faktor ist nur bei sehr 
lohnintensiven Erzeugungen ausschlaggebend. 
Er spielt fast nur noch bei Ansiedlungen in 
Entwicklungsländern eine Rolle. 


— Zollschutz: dieser war der Grund für die An- 
siedlung von bereits seit langem bestehenden 
multinationalen Unternehmen in Europa, ist 
es aber gegenwärtig nur noch hinsichtlich der 
in gewissem Umfange industrialisierten Län- 
der oder der Entwicklungsländer; 

— Transportkosten: dieser Faktor wird in erster 
Linie nur bei Massengütern zählen, deren mul- 
tinationale Tragweite im allgemeinen ver- 
hältnismäßig begrenzt ist; 

— die tatsächliche Präsenz auf einem attraktiven 
Markt: dieser Faktor scheint für die zwischen 
Industrieländern getätigten Direktinvestitio- 
nen ausschlaggebend zu sein. Es liegt auf der 
Hand, daß die Ansiedlung im Ausland in der 
Regel von einem Land oder einem Unterneh- 
men ausgeht, die auf dem Gebiet der Technik 
oder der Wettbewerbsfähigkeit einen Vor- 
sprung haben; 

— politische Faktoren können Investitionen er- 
heblich beschleunigen: so läßt sich die gegen- 
wärtige Investitionswelle Großbritanniens in 
die Gemeinschaft sicherlich von seinem Bei- 
tritt zum Gemeinsamen Markt herleiten, und 
die japanische Welle, die sich anzukündigen 
scheint, ist auf die gegenwärtige Handels- 
und Währungspolitik der japanischen Regie- 
rung zurückzuführen. 

3. Die Informationsquellen sind auf dem Gebiet der 

internationalen Investitionen äußerst gering. 

— Offizielle Statistiken, die ausschließlich zur Er- 
fassung aller in diesem Zusammenhang auf- 
tretenden Aspekte eingeführt wurden, gibt 
es nur in Kanada. 

— Manche Länder registrieren die ausländischen 
Direktinvestitionen an Hand der Kapitalströ- 
me, die ein Devisengeschäft , voraussetzen. 
Diese Daten sind weder vollständig noch 
genau und stimmen auch nicht überein: zwar 
spiegeln sie häufig recht wirklichkeitsgetreu 
die Investitionstendenzen und -bewegungen 
wider, doch sagen sie nichts über deren stei- 
gende Bedeutung und das Verhalten der un- 
ter ausländischer Kontrolle stehenden Unter- 
nehmen aus. 


q Alle unter den Begriff „Unternehmen" (Wirtschafts- 
gebilde) fallenden Wirtschaftstätigkeiten können im 
Rahmen einer einzigen „Gesellschaft" (Rechtsgebilde) 
ausgeübt werden, sind aber in unserem Kontext im 
allgemeinen die Sache einer Gruppe von Gesellschaf- 
ten, die durch Kontrollmechanismen miteinander ver- 
bunden sind. 
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— In manchen Ländern führen öffentliche oder 
halböffentliche Einrichtungen einzelne oder 
periodische Erhebungen durch (Untersuchung 
SORIS, die 1965 in Italien erfolgte; Erhebung, 
die 1971 durch das „belgische Büro zur Verbes- 
serung der Produktivität" veröffentlicht wur- 
de; dreimonatige und jährliche Stichproben- 
erhebungen des D. T. 1. und Bericht STEUER 
in Großbritannien; durch das Handelsministe- 
rium in den USA durchgeführte jährliche 
Stichprobenerhebungen und Zählung von 
1966; jährliche Erhebungen in Japan; Erhe- 
bung durch die amerikanische Botschaft in 
Frankreich), die in sehr nützlicher Weise die 
reinen Finanzstatistiken vervollständigen. 

— Auf Gemeinschaftsebene hat die Kommission 
die Ausarbeitung einiger Untersuchungen von 
sehr begrenztem Umfange veranlaßt (durch 
das Institut KIENBAUM für die DG III über 
die Auswirkungen eines aus zehn Investitio- 
nen bestehenden Musters, durch das Institut 
SORADE für die DG I über den Einfluß der 
multinationalen Unternehmen auf den Außen- 
handel der EWG). 


II. Auswirkungen ausländischer Investitionen 
auf die Aufnahmeländer 

1. Zahlungsbilanz 

Es scheint inzwischen fcstzustehcii ’), daß sich Direkt- 
investitionen im Ausland - sobald sie mittelfristig 
sind - auf die Zahlungsbilanz des investierenden 
Landes positiv auswirken. Außer bei einer massiven 
und anhaltenden Zunahme ausländischer Investitio- 
nen in einem Land oder bei einer Finanzierung, die 
im wesentlichen durch Kapitaleinfuhr erfolgt ’'), ha- 
ben also Investitionen in mittel- oder langfristiger 
Sicht in der Regel eine neutrale oder negative Aus- 
wirkung auf die Zahlungsbilanz des Aufnahmelan- 
des. 

Allgemein kann man sagen, daß 

— die Kapitaleinfuhr und -ausfuhr für Investitionen 
vom und im Ausland 3 bis 4 v. H. der Gesamt- 
eingänge und -ausgänge der Zahlungsbilanzen 
nicht überschreiten; 

— sich die Einfuhr und Ausfuhr zwischen Industrie- 
ländern praktisch ausgleicht. 

2. Außenhandel 

Der Anteil der ausländischen Unternehmen am 
Außenhandel der Länder, in denen sie sich angesie- 
delt haben, ist groß und übersteigt häufig ihren An- 
teil an. der Produktion. 

Die Unternehmen unter ausländischer Kontrolle sind 
in Belgien zu 30 v. H. und in Großbritannien zu 
24 V. H. an den Ausfuhren von Fertigwaren beteiligt. 


Die Ausfuhren der ausländischen Tochtergesellschaf- 
ten belaufen sich in Belgien auf 65 v. H. und in den 
Niederlanden auf 55 v. H. (gegenüber 38 v. H. bei 
den niederländischen Unternehmen). 

Die konzerninternen Geschäfte stellen ebenfalls 
einen bedeutenden Teil des Außenhandels dar. Die 
Ausfuhren ausländischer Tochtergesellschaften an 
Unternehmen desselben Konzerns machen in Kanada 
33 V. H., in Belgien und Großbritannien 10 v. H. 
der Gesamtausfuhren von Fertigwaren aus. In Län- 
dern, die bedeutende Investoren sind, kommen die 
Ausfuhren der Muttergesellschaften an ihre Tochter- 
gesellschaften hinzu: diese machen über 20 v. H. der 
US-Ausfuhren und 12 v. H. der britischen Ausfuhren 
aus. 

Die Ausfuhrautonomie der Tochtergesellschaften 
ausländischer Unternehmen ist in der Regel be- 
grenzt. In den meisten Fällen ist ihnen der Markt, 
auf dem sie sich angesiedelt haben, Vorbehalten, 
und der Zugang zum Markt der Muttergesellschaft 
untersagt. Doch ist das Ausfuhrgebiet der auslän- 
dischen Tochtergesellschaften größer, als man es im 
allgemeinen glaubt; so sind die Ausfuhren der aus- 
ländischen und insbesondere der amerikanischen 
Tochtergesellschaften in Belgien in stärkerem Maße 
für Länder außerhalb der Gemeinschaft bestimmt, 
als es bei belgischen Unternehmen der Fall ist. 


3. Finanzierung 

Nach der in Belgien gemachten Erhebung 

— setzen sich die Aktiva der ausländischen Tochter- 
gesellschaften aus 43 V. H. Eigenkapital und 57 
V. H. ausländischem Kapital zusammen; 

— werden über 50 v. H. der Investitionen der aus- 
ländischen Tochtergesellschaften wie folgt finan- 
ziert: 

• zu 50 V. H. durch Selbstfinanzierung; 

• zu 25 V. H. durch Gelder der Muttergesell- 
schaft (die ihrerseits aus verschiedenen Quellen 
stammen können); 

• zu 25 V. H. durch Intervention der Tochterge- 
sellschaft auf dem Kapitalmarkt des Aufnah- 
melandes. 

Es kommt sehr selten vor, daß die Tochtergesell- 
schaft auf dem Kapitalmarkt der Muttergesellschaft 
oder auf den internationalen Markt zurückgreift. 


-) Jüngste Untersuchungen der Bank Jordaan, der Inter- 
nationalen Handelskammer, des Department of Com- 
merce. 

•J 65 bis 85 v. H. der Investitionen stammen aus anderen 
Quellen als dem investierenden Land: cash-flow der 
Tochtergesellschaft, Euro-Emissionen, ausländische An- 
leihen. In der Regel werden Kapitalausfuhren für In- 
vestitionen in der Handelsbilanz durch die Investi- 
tionseinnahmen nach 2 bis 4 Jahren ausgeglichen. 
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Die bei den Muttergesellschaften gemachten Erhe- 
bungen bestätigen diese Zahlen. 1969 stammten die 
finanziellen Mittel der amerikanischen Tochterge- 
sellschaften: zu 15 V. H, aus den Vereinigten Staaten, 
zu 26 V. H. von Kapitalmärkten (ausgenommen dem 
amerikanischen Markt) und zu 56 v. H. aus dem cash- 
flow der Tochtergesellschaften. 

In Japan ist die Selbstfinanzierung der Unterneh- 
men mit ausländischer Beteiligung wesentlich höher 
als bei den japanischen Unternehmen. 


4. Rentabilität und Dividendenpolitik 

Nach der belgischen Erhebung erzielen 71 v. H. der 
ausländischen Unternehmen einen Gewinn, 27 v. H. 
haben ein Defizit und 2 v. H. haben weder Gewinne 
noch Verluste. Die Verlustunternehmen befinden 
sich vor allem im Textilsektor und im Bereich der 
nichtmetallhaltigen Mineralien und verteilen sich in 
ähnlicher Weise wie in ihren Herkunftsländern. Die 
durchschnittliche Rentabilität der ausländischen und 
insbesondere amerikanischen Unternehmen ist höher 
als die der belgischen Unternehmen. Ein Viertel der 
Unternehmen zahlt Dividenden bis zu 58 v. H. des 
Gewinnes (gegenüber 70 v. H. bei den bei der Börse 
zugelassenen belgischen Unternehmen). Dieser Pro- 
zentsatz beträgt in Großbritannien 56 (gegenüber 52). 

Tn Japan liegen Reingewinne und die Umsatzstei- 
gerung der Unternehmen mit ausländischer Betei- 
ligung über 50' v. H. höher als die der japanischen 
Unternehmen. 

1969 setzten die amerikanischen Tochtergesellschaf- 
ten in den Industrieländern ihre Mittel wie folgt 
ein: 

— Anlagevermögen: 57 v. H. 

--- Lagervorräte: 17 v. H. 

— andere Gegenstände des 

Umlagevermögens 11 v. H. 

— Gewinne und Dividenden : 15 v. H. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß manche Län- 

der ~ wie Großbritannien und die Vereinigten Staa- 
ten - de jure oder de facto von ihren Unternehmen 
verlangen, daß die Tochtergesellschaften ihre Er- 
träge in das Herkunftsland zurückführen. 


5. Arbeitsplätze 

In Frankreich entfallen 4 v. H., in Großbritannien 
7 V. H. und in Belgien 18 v. H. der in der Industrie 
vorhandenen Arbeitsplätze auf ausländische Unter- 
nehmen. 

In Belgien wurden zwischen 1964 und 1968 70 v. H. 
der Arbeitsplätze, die aus neuen Investitionen her- 
rührten, durch ausländische Investitionen geschaf- 
fen. Außerdem entfiel die Schaffung von Arbeits- 
plätzen in der Industrie durch ausländische Unter- 


nehmen zwischen 1963 und 1968 (einschließlich durch 
Unternehmen, die vor diesem Zeitpunkt. geschaffen 
oder aufgekauft wurden) zu 98 v. H. auf Unterneh- 
men, die durch Neuinvestitionen gegründet wurden, 
und zu 2 V. H. auf aufgekaufte Unternehmen. 

6. Löhne und Arbeitsverhältnisse 

Es scheint, daß ausländische Unternehmen durch- 
schnittlich etwas höhere Bruttostunden- und -mo- 
natslöhne zahlen als die einheimische Industrie. Es 
ist nicht gesagt, daß sich dieser Unterschied bestätigt, 
wenn man den Vergleich je nach Unternehmens- 
größe anstellt. Die ausländischen Unternehmen nei- 
gen mehr dazu, Lohnvereinbarungen an die Pro- 
duktivität zu koppeln. 

Nur in Ländern, wo die Gewerkschaft in einem 
Unternehmen noch keinen festen Sitz hat, können 
ausländische Unternehmen dazu neigen, die Gewerk- 
schaften nicht anzuerkennen. In Großbritannien hat 
sich gezeigt, daß in ausländischen Unternehmen 
weniger gestreikt wird als in einheimischen Unter- 
nehmen. 

Die Personalpolitik des „hire and fire'J die plötz- 
lichen Schließungen oder Massenentlassungen, die 
man den ausländischen Unternehmen noch vor eini- 
gen Jahren häufig vorwarf, in Europa einführen zu 
wollen, waren in den letzten Jahren zweifellos sel- 
tener oder weniger brutal. 

7. Forschung und Technologie 

Es ist schwierig, die technologische Auswirkung aus- 
ländischer Investitionen zu beurteilen, weil diese 
in zweifacher Form in Erscheinung treten kann: 

— das Bestehen einer eigenen und sogar autonomen 
Forschungstätigkeit in der Tochtergesellschaft; 

— der technologische Beitrag aus dem Ausland, der 
von der Tochtergesellschaft übernommen wird. 

Eine britische Ad-hoc-Erhebung konnte keine .schlüs- 
sige Antwort auf die Frage geben, ob ausländische 
Investitionen einen negativen oder positiven Ein- 
fluß auf den technischen Stand haben. 

Da sich aber die Ausstattung der Tochtergesellschaft 
in der Regel nach dem technologischen Potential der 
Muttergesellschaft richtet, ist die Forschungstätigkeit 
auf jeden Fall schwach und die technologische Bilanz 
fast immer passiv. ' 

In Japan sind die Forschungsausgaben der Unter- 
nehmen mit ausländischer Beteiligung nicht halb so 
hoch wie die durchschnittlichen Aufwendungen der 
japanischen Unternehmen auf diesem Gebiet. 

In Belgien gehen 25 v. H. der ausländischen Tochter- 
gesellschaften einer Forschungstätigkeit nach, bei 
denen die Hälfte von ihnen eine gewisse Autono- 
mie hat. Es ist zu bemerken, daß der Aufkauf eines 
Unternehmens keinen entscheidenden Einfluß auf 
das Forschungsniveau zu haben scheint. 
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Die Hälfte der unter ausländischer Kontrolle stehen- 
den belgischen Unternehmen zahlen für know-how 
oder Lizenzen Abgaben an die Muttergesellsdiaft, 

Aus der KIENBAUM-Erhebung geht hervor, daß es 
ausländische Tochtergesellschaften gibt, die hinsicht- 
lich dieser Abgaben einen Aktivsaldo haben. Dieses 
Ergebnis ist aber keineswegs repräsentativ, denn 
1969 wies die Bundesrepublik bei allen Unterneh- 
men, die erhebliche Abgaben abzuführen haben, 
einen Aktivsaldo (in Millionen DM) im Verhältnis 
von 300/200 zugunsten der deutschen Unternehmen 
und einen Passivsaldo im Verhältnis von 5/500 zu 
ungunsten der ausländischen Unternehmen aus. 

8. Management 

In Belgien besitzt etwa die Hälfte des leitenden Per- 
sonals (Präsident des Verwaltungsrates, geschäfts- 
führender Direktor, Generaldirektor, Abteilungsdi- 
rektoren) nicht die belgische Staatsangehörigkeit. 

Dieser Anteil schwankt (nach unten) je nach 

— Alter des Unternehmens; 

— der geographischen Entfernung der Muttergesell- 
schaft; 

— der lokalen Beteiligung am Kapital; 

— der Funktion: 90 v. H. der Personal- und For- 
schungsleiter sind Staatsangehörige, während es 
nur 60 v. H. der Generaldirektoren oder „Control- 
lers" und 40 V. H. der geschäftsführenden Direk- 
toren sind. 

Die Entscheidungsautonomie ist auf dem Gebiet der 
Investitionen sehr gering und in Personal- und Lohn- 
fragen sehr groß. 

Die Verwaltungsmethoden der ausländischen Toch- 
tergesellschaften sind entwickelter als die der ein- 
heimischen Unternehmen: . 

— erstens weil wegen der Verpflichtung der Toch- 
tergesellschaften, regelmäßig Bericht zu erstatten 
und sich kontrollieren zu lassen, eine systema- 
tischere Verwaltung notwendig ist; 

— zweitens weil sie häufig entwickeltere Verfahren 
übernehmen, die im Lande der Muttergesellschaft 
angewandt werden. 

9. Steuerliche Gebaren 

Die Besteuerung auf dem Gebiet der multinationalen 
Unternehmen ist einer der umstrittensten Aspekte. 

Abgesehen vom Problem der Steuerhinterziehung, 
sind bei der Ansiedlung von Unternehmen in ver- 
schiedenen Ländern mit unterschiedlichen Besteue- 
rungsmethoden und Steuersätzen und mit unabhän- 
gigen Kontrollen, unter die immer nur ein Teil der 
zwischen Gesellschaften desselben Konzerns betrie- 
benen Geschäfte fallen, gewiß Möglichkeiten zur 
Steuerflucht gegeben-. Die konzerninternen Verrech- 
nungspreise, die Abgaben für gewerblichen Rechts- 


schutz oder das Entgelt für die Geschäftsführung 
können dazu verwendet werden, um die Steuerbe- 
messungsgrundlage einzuschränken oder die Ge- 
winne systematisch in Länder mit günstigen Steuer- 
systemen zu konzentrieren. 

Es gibt kaum Zahlenmaterial zu diesem Problem. 
Doch geben Leiter multinationaler Unternehmen 
offen zu, daß sie konsequent eine steuerpolitische 
Strategie anwenden, die für die Interessen ihrer Ge- 
sellschaft am günstigsten ist, auch wenn für sie die 
Steuerflucht weder Hauptzweck noch Haupteinnah- 
mequelle ist. 

Obwohl sie hiermit Recht haben, geraten die multi- 
nationalen Unternehmen aber in Konflikt mit den 
Staaten, die der Ansicht sind, daß sie ungerechtfer- 
tigte Steuerverluste erleiden, und dies als eine Her- 
ausforderung an ihre Souveränität betrachten; außer- 
dem geraten sie in Konflikt mit den nationalen Un- 
ternehmen, die hierin eine wesentliche Wettbe- 
werbszerrung und einen der Hauptgründe für die 
rasche Ausdehnung der multinationalen Unterneh- 
men sehen. 

10. Wettbewerbstellung 

Multinationale Unternehmen sind am stärksten in 
den Sektoren vertreten, wo die oligopolistische Kon- 
zentration am entwickelsten ist. 

Mindestens drei Viertel der ausländischen Unter- 
nehmen sind Tochtergesellschaften sehr großer Un- 
ternehmen. 

In Belgien sind die ausländischen Gesellschaften we- 
sentlich größer als belgische Unternehmen; während 
die ausländischen Gesellschaften 1,6 v. H. aller Un- 
ternehmen ausmachen, stellen sie 28,6 v. H. der 
Unternehmen dar, die „1000 Arbeitnehmer und 
mehr" beschäftigen. In Italien sind die ausländischen 
Aktiengesellschaften durchschnittlich viermal größer 
als einheimische Gesellschaften. Während die aus- 
ländische Beteiligung am Kapital deutscher Gesell- 
schaften 20 V. H. beträgt, beläuft sie sich in Unter- 
nehmen mit einem Kapital von 100 Millionen DM 
und mehr auf 47 v. H. 

37 V. H. der in Belgien bestehenden ausländischen 
Unternehmen haben keinen Konkurrenten in die- 
sem Land, und 19 v. H. stehen lediglich der Kon- 
kurrenz anderer ausländischer Gesellschaften in Bel- 
gien gegenüber. Trotz der äußerst kleinen Stichpro- 
be läßt die KIENBAUM-Erhebung vergleichbare Ten- 
denzen erkennen. 

11. Wäbrungspolitiscbe Aspekte 

Ähnliche Vorwürfe wie in steuerlicher Hinsicht macht 
man den multinationalen Unternehmen auch im wäh- 
rungspolitischen Bereich: man unterstellt ihnen häu- 
fig, daß von ihnen ein bedeutender Einfluß auf die 
Währungsspekulation ausgehe. Auch wenn dieser 
Einfluß besteht, so weiß man doch nicht in welchem 
Umfange. 
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In Großbritannien durchgeführte makro-ökonomische 
Untersuchungen über die Faktoren, die spekulative 
Überweisungen auslösen können, haben in den wäh- 
rungspolitisch unruhigen Jahren keine ausgespro- 
chen anomalen Bewegungen im Vergleich zu den 
„normalen" Jahren erkennen lassen. 

Auch hier entspricht es ihrer Aufgabe, wenn die Un- 
ternehmen versuchen, sich vor Kursverlusten zu 
schützen oder sich gar Gewinne zu sichern, indem sie 
ihre Liquiditäten durch Vorauszahlungen oder Zah- 
lungsaufschübe (lags and leads) unter den Tochter- 
gesellschaften umverteilen. 

Obwohl ihre Spekulationen an eine vorhandene 
währungspolitische Tendenz anknüpfen und nicht 
umgekehrt und somit kein ursächlicher Zusammen- 
hang zwischen beiden besteht, haben die Möglich- 
keiten, über die die multinationalen Gesellschaften 
verfügen und welcher sie sich zugegebenermaßen 
bedienen, die Spekulationsbewegungen in den ver- 
gangenen Jahren verstärkt. 

12. Die Sicherheit auf dem Gebiet der Versorgung 
und die äußeren Zeichen einer ausländischen 
Souveränität 

Abgesehen von Rüstungsmaterial gibt’ es kein Bei- 
spiel dafür, daß die Warenversorgung eines Landes 
dadurch beeinträchtigt oder bedroht gewesen wäre, 
daß sie in den Händen eines ausländischen Unterneh- 
mens lag. Diese oft genannte Gefahr war also - um 
es deutlich zu sagen - bisher nur potentiell vorhan- 
den. 

Die Anwendung der amerikanischen Anti-Trust-Ge- 
setze auf dem amerikanischen Markt - und zwar so- 
wohl auf amerikanische als auch auf nichtamerika- 
nische Unternehmen - hatte wiederholt tiefgreifende 
Auswirkungen auf die Struktur oder die Aktions- 
möglichkeiten dieser Unternehmen in anderen Teilen 
der Welt. 

Dadurch, daß die Liste der unter Ausfuhrverbot ste- 
henden Erzeugnisse gekürzt wurde, verringerten 
sich auch die Fälle, in denen ausländische Unterneh- 
men Bestellungen ablehnten oder annulierten. Das 
Ausfuhrverbot erstreckt sich aber stets auf Tochter- 
gesellschaften amerikanischer Unternehmen und 
selbst auf Erzeugnisse, in denen Bestandteile ame- 
rikanischen Ursprungs enthalten sind. 


13. Regionale Aspekte 

Es zeigt sich, daß ausländische multinationale Ge- 
sellschaften in Europa bei der Auswahl ihrer Stand- 
orte wesentlich flexibler sind, was auf ihre Größe, 
ihre Erfahrung auf diesem Gebiet und das Fehlen 
einer durch Tradition geprägten Niederlassungspoli- 
tik zurückzuführen ist. 


Deshalb siedeln sie sich auch häufiger als einhei- 
mische Unternehmen in neuen Industriegebieten an 
(jedoch kaum in schwach entwickelten Gebieten mit 
strukturellen Nachteilen). Ausschlaggebender Faktor 
bei der Standortwahl ist im allgemeinen das quanti- 
tativ und qualitativ ausreichende Angebot an Ar- 
beitskräften; mögliche Anreize spielen nur eine se- 
kundäre Rolle. 

Im belgischen Limburg, das erst vor kurzem indu- 
strialisiert wurde, wurden 58 v. H. der Arbeitsplätze 
in der Industrie durch ausländische Investitionen 
geschaffen. 

Ebenso groß wie die Flexibilität bei der Standort- 
wahl ist aber auch logischerweise die Flexibilität 
auf dem Gebiet des Investitionsabbaus anläßlich 
der Produktionsaufgabe oder -Verlagerung. 


III. Auswirkungen auf die Herkunftsländer 
1. Zahlungsbilanz 

Wie bereits unter 11. 1. gesagt wurde, wirken sich 
Investitionen im Ausland - außer während der An- 
laufperiode und sofern die Gewinne natürlich nicht 
in einem anderen Land als im Herkunftsland ange- 
legt werden - im allgemeinen auf die Zahlungsbilanz 

positiv aus. 


2. Arbeitsplätze 

Insbesondere in den USA führen die Gewerkschaften 
eine lebhafte Kampagne gegen die Ansiedlung ame- 
rikanischer Unternehmen im Ausland. Diese Investi- 
tionen seien nämlich vor allem dadurch begründet, 
daß man der sozialpolitischen Organisation und dem 
sozialen Niveau Amerikas entrinnen wolle, und sie 
führten in erster Linie dazu, US-Ausfuhren durch 
Produktionen im Ausland und US-Einfuhren zu er- 
setzen: indem man ‘im Ausland investiert, exportiert 
man Arbeitsplätze. 

Diese Antithese hierzu lautet, daß die Produktions- 
stätten und Arbeitsplätze im Ausland nur geschaf- 
fen werden, weil die Ausfuhren wegen der Verrin- 
gerung der Wettbewerbsvorteile nicht mehr auf- 
rechterhalten werden können. Der Verlust an Ar- 
beitsplätzen sei unvermeidlich und würde teilweise 
durch Investitionen im Ausland ausgeglichen wer- 
den, die nämlich zu Lieferungen von Investitions- 
gütern und Halbfertigwaren führen. 

Einige Untersuchungen, die allerdings nicht ganz 
objektiv zu sein scheinen, verteidigen diese zweite 
These. Nach Angaben des ECAT haben die ameri- 
kanischen multinationalen Gesellschaften zwischen 
1960 und 1970 in den USA 75 v. H. Arbeitsplätze 
mehr geschaffen als die Gesamtheit des amerika- 
nischen verarbeitenden Gewerbes. 
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Eine vor kurzem im Auftrag des US-Department of 
Commerce gemachte Untersuchung über zehn multi- 
nationale Unternehmen kommt ebenfalls zu dem Er- 
gebnis, daß durch Investitionen im Ausland ein un- 
vermeidbarer Verlust an Arbeitsplätzen verringert 
wird. 


3. Handelsbilanz 

Den gleichen Überlegungen zufolge wirken sich In- 
vestitionen im Ausland auf die Handelsbilanz des 
investierenden Landes ebenfalls positiv aus. Die Ein- 
fuhren von im Ausland durch Tochtergesellschaften 
amerikanischer Unternehmen hergestellten Erzeug- 
nissen in die Vereinigten Staaten machten 1970 2,4 
V. H. der Gesamtverkäufe dieser Gesellschaften aus 
(9 V. H., wenn man den Handel zwischen der USA 
und Kanada einbezieht, der seit dem Automobilab- 
kommen zwischen diesen beiden Ländern eine be- 
trächtliche Zahl in Kanada hergestellter amerikani- 
scher Fahrzeuge umfaßt.) Dieser Prozentsatz hat sich 
seit 1960 praktisch nicht verändert. 

Die bisherigen Untersuchungen haben im allgemei- 
nen ergeben, daß sich die Auswirkungen im Zusam- 
menhang mit der Verlagerung (wenn die Ausfuhren 
von Fertigwaren durch die Produktion der Tochter- 
gesellschaft ersetzt werden) und der zusätzlichen 
Nachfrage (erhöhte Ausfuhren von Investitionsgü- 
tern oder Halbfertigwaren an die Tochtergesell- 
schaft) praktisch ausgleichen, wobei die Auswirkun- 
gen der Verlagerung leicht überwiegen. 


IV. Bilanz 

1. Zunächst ist festzustellen, daß die multinationa- 
len Unternehmen in den europäischen Aufnahme- 
ländern allmählich an Ansehen gewinnen. Abge- 
sehen von den Bemühungen auf dem Gebiet der 
Public Relations, ist dies wahrscheinlich auf fol- 
gende Umstände zurückzuführen: 

— eine bessere Kenntnis der Gegegebenheiten, 
wobei sowohl die positiven Elemente als auch 
die Unabwendbarkeit des Phänomens erkannt 
werden; 

— die Besorgnis oder Opposition in den inve- 
stierenden Ländern, wodurch das Phänomen 
für die Aufnahmeländer in ein besseres Licht 
gerät; 

— die Tatsache, daß die multinationalen Unter- 
nehmen große Fortschritte gemacht haben, in- 
dem sie ihr Verhalten und ihr Management 
auf das soziale und kulturelle Milieu abstim- 
men, in dem sie sich niederlassen; 


— die Tatsache, daß immer mehr Länder, die 
auschließlich Aufnahmeländer waren, ihrer- 
seits Investitionen im Ausland tätigen und so- 
mit das multinationale Phänomen an Einsei- 
tigkeit verliert. 

Diese Feststellung ist allerdings durch Einschrän- 
kungen oder bedeutende Abstufungen zu ergän- 
zen. Sie trifft fast immer dann zu, wenn man 
das Unternehmen einzeln oder in einem lokalen 
Kontext betrachtet, wo die Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt am auffälligsten sind. In der 
KIENBAUM-Erhebung wird festgeltellt, daß die 
lokalen Verwaltungsstellen und die Wirtschafts- 
und Gewerkschaftsverbände in den Ansied- 
lungsorten praktisch ohne Ausnahme neutral 
oder positiv eingestellt sind. 

Viel nuancierter hingegen ist die Einstellung der 
Personen, die das Phänomen global betrachten. 

Außerdem trifft diese Feststellung nur für die 
Beziehungen zwischen Industrieländern zu. ln 
Entwicklungsländern oder halbindustrialisierten 
Ländern wächst hingegen das Mißtrauen und neh- 
men die Kontrollmaßnahmen zu. 


2. Prüft man die Auswirkungen der ausländischen 
Investitionen und des multinationalen Phäno- 
mens, so zeigt sich, daß diese Auswirkungen nur 
in sehr wenigen Fällen ausgesprochen negativ 
sind, daß aber bei ausländischen Investitionen 
manchmal zwei Dinge befürchtet werden. 

Zunächst geht es um die schädlichen Folgen, zu 
denen bestimmte und mögliche Verhaltensweisen 
ausländischer Unternehmen in Ländern führen 
können, wo diese stark konzentriert sind. Diese 
Folgen, z. B. auf dem Gebiet der Beschäftigung 
und der Forschung, auf regionaler Ebene, im 
währungspolitischen Bereich oder hinsichtlich der 
Sicherheit der Versorgung, lassen sich nicht in 
konkreter Weise auf das Verhalten einzelner 
Unternehmen zurückführen, sondern entspringen 
einer Vielzahl von Verhaltensweisen. Daher ist 
es schwierig, hier Regeln oder Maßnahmen mit 
durchschlagender Wirkung einzuführen. 

Außerdem gibt es Situationen, wo das Verhalten 
eines einzelnen Unternehmens negative Reaktio- 
nen auslöst, selbst wenn die makroökonomischen 
Auswirkungen unbedeutend sind. Dabei geht es 
in erster Linie um den steuerlichen Aspekt und 
die Wettbewerbsstellung. 


4) Emergency Commitee for American Trade, Interessen- 
gruppe, die gegen die perfektionistischen Tendenzen 
und die Einschränkung der Investitionen im Ausland 
Vorgehen will. 
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3. Anhang II gibt einen Überblick über die in den 
Industrieländern bestehenden Vorschriften auf 
dem Gebiet der ausländischen Investitionen. 

Ein Ungleichgewicht in diesem Bereich kann dann 
entstehen, wenn das Verhalten gegenüber den 
ausländischen Unternehmen von einem Land zum 
anderen stark abweicht oder aber ein Land, das 
sowohl ausländische Unternehmen beherbergt als 
auch eigene Unternehmen im Ausland hat, Inve- 
stitionen bei sich im Vergleich zu seinen In- 
vestitionen im Ausland stark benachteiligt. 

Es wird häufig gesagt, daß es für nichtamerika- 
nische Investoren sehr schwierig ist, sich in den 
USA anzusiedeln, und daß die amerikanischen 
Vorschriften im Hinblick auf europäische Investi- 
tionen wesentlich strenger sind als die europäi- 
schen Vorschriften gegenüber amerikanischen In- 
vestitionen. 

Wäre dies der Fall, so stünde man vor einem 
Ungleichgewicht, denn die restriktiven amerika- 
nischen Maßnahmen gegen die Kapitalausfuhr 
sind kaum strenger als diejenigen, die z. B. in 
Frankreich und Großbritannien angewandt wer- 
den. 

Bei näherer Prüfung stellt sich allerdings heraus, 
daß das Haupthindernis für ausländische Investi- 
tionen in den USA in der hohen Konkurrenzfä- 
higkeit des amerikanischen Marktes liegt. Nicht- 
amerikanische Unternehmen, die den minimalen 
Wettbewerbsvorsprung haben, um Sich erfolg- 
reich auf dem amerikanischen Markt anzusiedeln, 
sind noch in der Minderheit. 

Aufgrund dieser Konkurrenzfähigkeit erklärt 
sich auch das autonome Verhalten, das auslän- 
dische Unternehmen in den Vereinigten Staaten 
leicht gegenüber ihren Muttergesellschaften zei- 
gen: sobald es ihnen gelungen ist, sich erfolg- 
reich auf diesem Markt anzusiedeln, sind sie sehr 
schnell der Ansicht, daß sie von Menschen, die 
diesen Markt nicht kennen, keine guten Lehren 
mehr brauchen. 

Auch die Finanzierungsschwierigkeiten sind we- 
niger auf diskriminierende Vorschriften als auf 
das mangelnde Vertrauen der amerikanischen 
Banken gegenüber nichtamerikanischen Unter- 
nehmen zurückzuführen. Diese Schwierigkeiten, 
die amerikanische Investoren in Europa nicht ha- 
ben, hängen aber auch damit zusammen, daß in 
den USA nicht genügend ausländische Banken 
vertreten sind. 

Es gibt andere Schwierigkeiten wie die Härte 
der Antitrust-Bestimmungen, die aber keines- 
wegs diskriminierend sind, weil sie in gleicher 
Weise auf amerikanische Unternehmen ange- 
wandt werden. 


Doch bestehen zwei Hindernisse, die diskrimi- 
nierende oder restriktive Auswirkungen haben: 

— Durch die Interest Equalization Tax wird die 
Zeichnung nichtamerikanischer Wertpapiere 
durch amerikanische Bürger bestraft, um die 
Kapitalausfuhr einzuschränken. Diese Ab- 
gabe wird aber auch auf Emissionen euro- 
päischer Gesellschaften erhoben, die auf dem 
amerikanischen Kapitalmarkt eine Investition 
in den USA finanzieren wollen. 

Zwar unterliegt die amerikanische Filiale 
eines Unternehmens nicht dieser Abgabe, 
doch wird sie im allgemeinen auch nicht die 
notwendigen Garantien bieten können. 

Angeblich beabsichtigt die amerikanische Re- 
gierung, entweder die lET abzuschaffen oder 
das Kapital, das für Investitionen in den USA 
bestimmt ist, von der Abgabe zu befreien. 

— Durch die für Aktionäre und leitendes Per- 
sonal geltenden Bedingungen hinsichtlich der 
Staatsangehörigkeit, denen ein Unternehmen 
nachkommen muß, um sich an Geschäften im 
Rahmen der Verteidigungspolitik beteiligen 
zu können, können die Absatzmöglichkeiten 
in bestimmten Sektoren erheblich einge- 
schränkt werden. 

ln den kommenden Monaten wird sich heraus- 
stellen, ob die japanische Regierung - der man 
bisher wirklich nicht vorwerfen konnte, eine ein- 
seitige Politik zu betreiben, da ihre Direktinve- 
stitionen in Industrieländern gering waren - 
einerseits die von ihr eingeleitete Investitionsbe- 
wegung unterstützen und andererseits die offi- 
zielle Liberalisierung der ausländischen Investi- 
tionen in Japan durch eine ausgesprochen neu- 
trale Politik bestätigt. 


4. Wenn die Öffentlichkeit in immer stärkerem 
Maße ausländische Direktinvestitionen akzep- 
tiert und sich die Regierungen fast immer um 
sie bemühen, dann trifft dies allerdings nur für 
neue Investitionen zu. 

Der Aufkauf bestehender Unternehmen kann 
ebenfalls einträglich sein, entweder weil hier- 
durch der Untergang von Unternehmen verhin- 
dert oder ihre Wettbewerbsfähigkeit durch die 
Zufuhr von Kapital, technischen Mitteln und ein 
anderes Management verbessert werden. 

Doch sind die positiven Ergebnisse in diesem 
Bereich weniger greifbar und werden von der 
Öffentlichkeit und den Regierungen schwieriger 
akzeptiert, vor allem wenn sie gegen den Willen 
der Leitung des aufgekauften Unternehmens er- 
reicht werden oder das Werk mächtiger Konglo- 
merate sind. 
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5. Zusammenfassend ist zu sagen, daß die Anlie- 
gen im Zusammenhang mit den multinationalen 
Unternehmen kaum auf Verhaltensweisen oder 
bestimmte Unternehmen zurückzuführen sind, 
sondern ihr Ursprung vielmehr in den Ungleich- 
gewichten liegt, die durch das Aufkommen und 
die Entwicklung des multinationalen Phänomens 
entstanden sind oder erkannt wurden. Diese Un- 
gleichgewichte haben Gefühle der Frustration 
und Besorgnis aufkommen lassen, die, obwohl 
sie vor allem auf möglichen Gefahren beruhen, 
trotzdem vorhanden sind. 

Zunächst hat das Aufkommen der multinationa- 
len Unternehmen das Kräfteverhältnis zwischen 
den drei herkömmlichen Gesprächspartnern, näm- 
lich den Unternehmen, den Gewerkschaften und 
Regierungen, zerstört. Häufig stehen die Gewerk- 
schaften und Regierungen, die ihnen größen- 
mäßig nicht mehr gewachsen sind, Unternehmen 
gegenüber, deren Entscheidungszentrum außer- 
halb ihres Aktionsbereiches liegt und über deren 
Gesamtausmaß und Möglichkeiten sie schlecht 
oder überhaupt nicht unterrichtet sind. Im Zuge 
der internationalen Zusammenschlüsse ist die In- 
dustrie den Gewerkschaften und Staaten voraus, 
die trotz ihrer Bemühungen auf dem Gebiet der 
Zusammenarbeit und Integration diesen Vor- 
sprung nicht einzuholen scheinen. 

Außerdem besteht ein offensichtliches Ungleich- 
gewicht zwischen den Ländern, sogar den Indu- 


strieländern, die zu Aufnahmeländern verurteilt 
zu sein scheinen, und denjenigen, die große In- 
vestoren sind. Die Haltung, die den Stempel 
„amerikanische Herausforderung" oder „Neo- 
Kolonisierung" trägt und mit den besagten Be- 
fürchtungen im Hinblick auf die Beschäftigung, 
die Sicherheit der Versorgung und die wirtschaft- 
liche Souveränität einhergeht, herrscht vor allem 
in den Ländern, die eine ausgesprochen passive 
„Investitionsbilanz" haben. Länder, auch verhält- 
nismäßig kleine Länder wie Schweden und die 
Niederlande, in denen große multinationale Un- 
ternehmen bestehen, haben weitaus weniger 
Komplexe dieser Art (trotz der Tatsache, daß das 
Nebeneinander von ausländischen und einhei- 
mischen multinationalen Unternehmen die Auf- 
gabe einer Regierung gewiß nicht erleichtert). 

Das Phänomen der multinationalen Unternehmen 
hat schließlich dazu beigetragen, daß das bereits 
bestehende Ungleichgewicht zwischen den gro- 
ßen und wirtschaftlich starken und den anderen 
Ländern größer geworden ist. Die Vereinigten 
Staaten haben zum Beispiel Aktionsmöglichkei- 
ten, um das Verhalten der eigenen sowie der 
ausländischen multinationalen Unternehmen auf 
dem amerikanischen Markt und manchmal auch 
auf anderen Märkten in gewissem Maße zu kon- 
trollieren. Dadurch wächst natürlich in den Län- 
dern, die in erster Linie Aufnahmeländer sind, 
das Gefühl der Frustration. 
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Anlage I zu Anhang II 


Einige Angaben zur Größe des Phänomens 


1. Der Realwert der unter ausländischer Kontrolle 
stehenden Industrieunternehmen in der Welt 
konnte 1972 auf 240 Milliarden Dollar^) geschätzt 
werden, wovon zwei Drittel auf Industrieländer 
entfielen. 

Demgegenüber belief sich der Umsatz schätzungs- 
weise auf 320 Milliarden Dollar, was dem Welt- 
handel von 1972 entspricht. 

2. Die ausländischen Investitionen in der Wirtschaft 
der Mitgliedstaaten belaufen sich ungefähr auf 
15 V. H.; etwa 9 v. H, in Großbritannien-), 10 
V. H. in Frankreich“), 14 v. H. in Italien^), 15 
V. H. in den Niederlanden-), 18 v. H. in der Bun- 
desrepublik'^), 33v. H. in Belgien-). 

Durchschnittlich zwei Drittel der Investitionen 
sind außergemeinschaftlicher Herkunft. 

3. In mehreren wichtigen Industriebereichen der 
Gemeinschaft ist ausländisches Kapital bekannt- 
lich in starkem Umfang oder sogar überwiegend 
vorhanden: Computer, Mineralöle, Nahrungsmit- 
telindustrie, Kunststoffindustrie, Elektrobau, 
Automobilindustrie. 

4. Große Investoren sind vor allem die USA, Groß- 
britannien, die Schweiz, Schweden, die Nieder- 
lande. 

Obwohl das relative Übergewicht der USA zu- 
rückgeht, hält das absolute Wachstum der US- 
Investitionen im Ausland an. Die USA sind mit 
60 V. H. an den gesamten ausländischen Investi- 
tionen in der Welt und mit 40 bis 50 v, H, an den 
Investitionen in den Ländern der Gemeinschaft 
beteiligt. 

5. Die Direktinvestitionen zwischen den USA und 
der EWG stehen in einem Verhältnis von unge- 
fähr 4:1; die Niederlande haben hier als einziger 
Mitgliedstaat einen Aktivasaldo. 


6. Das Verhältnis zwischen Neuansiedlungen und 
Übernahmen bestehender Unternehmen liegt in 
Belgien und Großbritannien ungefähr bei 7 : 3 
und in der Bundesrepublik bei 9 : 2. 

In Belgien sind die Investitionen bestimmter 
europäischer Länder in weit stärkerem Maße 
durch Aufkäufe bestimmt als woanders. Sektoral 
gesehen werden die meisten Aufkäufe in der 
Nahrungsmittelindustrie (50 v. H.), in der Holz- 
und Papierindustrie (38 v. H.) und im Bereich der 
Nichtmetallerze (38 v. H.) getätigt. 

Ungefähr 5 v. H. der ausländischen Industrieun- 
ternehmen sind Betriebsstätten ohne Rechtsper- 
sönlichkeit. 

Bei den Tochtergesellschaften beträgt die auslän- 
dische Beteiligung 80 v. H. in Belgien, in Groß- 
britannien (90 V. H. bei den US-Tochtergesell- 
schaften) und in der Bundesrepublik. 

7. Die Vorausschau, wonach sich die Weltwirtschaft 
in den Händen von 100 oder mehreren 100 multi- 
nationalen Unternehmen konzentrieren wird, 
läßt sich weder bestätigen noch widerlegen. Ge- 
wiß ist die Entwicklung der Investitionen, der 
Umsatzzahlen und der Fusionen verblüffend. 
Doch wächst das Phänomen der Konzentration 
nicht im selben Rhythmus, weil gleichzeitig natio- 
nale Unternehmen vergrößert und neue Unter- 
nehmen geschaffen werden. Da immer mehr Un- 
ternehmen multinational werden, steigt die Zahl 
der multinationalen Unternehmen. 

g Wendet man auf die zuletzt bekannten Bilanzwerte 
eine jährliche Wachstumsrate von 10 v. H. an, so ste- 
hen Bilanzwert und Realwert im Verhältnis von 
100 : 150 und eigene und fremde Aktiva im Verhältnis 
von 100 : 115. 

-) in V. H. des Umsatzes oder der Verkäufe der Fertig- 
warenindustrie 

'0 in V. H. der Beteiligung am Kapital der Aktiengesell- 
schalten 
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Anlage II zu Anhang II 


Die Politik der Staaten 


A. Im Hinblick auf ausländische Investitionen 

1. Alle nichtkommunistischen Länder mit Ausnah- 
me Japans fördern ~ wenn nicht auf nationaler, 
so doch auf regionaler oder lokaler Ebene - aus- 
ländische Investitionen, durch die Arbeitsplätze 
geschaffen werden. 

2. a) Sehr viele Mitgliedsländer der OECD betrei- 

ben gegenüber ausländischen Investitionen 
eine restriktive Politik, wobei sie sich ver- 
schiedener Maßnahmen bedienen: 

— In bestimmten Sektoren sind ausländische 
Investitionen verboten oder die ausländi- 
sche Beteiligung beschränkt: Kanada, Finn- 
land, Vereinigte Staaten, Japan, Schweden, 
Australien, Norwegen, Spanien; 

— Investitionen aus bestimmten Ländern 
sind verboten: Vereinigte Staaten; 

— Ausländische Investitionen bedürfen der 
Genehmigung oder werden von der Regie- 
rung kontrolliert: Frankreich, Vereinigtes 
Königreich, Japan, Norwegen Finnland, 
Schweden, Spanien, Australien; 

— Ausländische Unternehmen unterliegen 
einer Sonderregelung: Portugal, Schweiz, 
Vereinigtes Königreich, Vereinigte Staa- 
ten; 

— den ausländischen Unternehmen bleiben 
bestimmte Vorteile oder Märkte vorent- 
halten: Kanada, Vereinigte Staaten, 

Schweden, Finnland, Norwegen. 

Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß be- 
stimmte, im Grunde genommen nichtdiskrimi- 
nierende Regelungen - zum Beispiel über Fu- 
sionen und öffentliche Kaufangebote - für 
einen Investitionsstopp angewendet werden 
können. Als ebenso wirksam hat sich der poli- 
tische Beschluß ohne jegliche Rechtsgrundlage 
herausgestellt. 

b) Was die Gemeinschaft betrifft, so verfügt 
Frankreich über eine Regelung, wonach In- 
vestitionen mit außergemeinschaftlicher Her- 
kunft der Genehmigung bedürfen. 

In Belgien unterliegen ausländische öffent- 
liche Kaufangebote der Genehmigung, und 
wichtige Beteiligungen müssen notifiziert wer- 
den. Großbritannien überwacht ausländische 
Investitionen durch die Devisenkontrolle und 
die Wettbewerbsvorschriften. 


In bestimmten Fällen haben Regierungen der 
Mitgliedstaaten auf einer rein politischen 
Grundlage Einsprüche erhoben oder Bedin- 
gungen gestellt. 

c) Ein europäisches Unternehmen, das sich auf 
dem amerikanischen Markt niederlassen will, 
stößt auf zahlreiche Schwierigkeiten. Hierzu 
gehören auch diskriminierende Maßnahmen, 
die in recht vielen Ländern bestehen: 

— zu bestimmten Sektoren ist den Ausländern 
der Zugang untersagt: Schürfkonzessionen, 
Funkverkehr, Schiffahrt unter amerikani- 
scher Flagge. Lizenzen auf dem Gebiet der 
Atomenergie dürfen nur amerikanische 
Firmen und Bürgern erteilt werden. 

-- Es kann sehr schwierig sein, für nichtame- 
rikanisches Personal eine Arbeitsgenehmi- 
gung zu erhalten. 

— Der Buy-American wird nicht nur auf ein- 
geführte Erzeugnisse erhoben, was ein ern- 
stes Hindernis sein kann, wenn man die 
vor der Ansiedlung einer Produktions- 
stätte häufig notwendige Markterfahrung 
sammeln will, sondern in manchen Staaten 
auch auf Erzeugnisse ausländischer Toch- 
tergesellschaften in den USA, und hier- 
unter fallen auch Käufe für Verteidigungs- 
zwecke. 

Die ordnungsmäßigen Schwierigkeiten liegen 
im Bereich der Finanzvorschriften und der 
Antitrust-Bestiminungen : 

Die amerikanischen Banken unterliegen 
sehr strengen Bestimmungen, wenn sie 
eine ausländische Gruppe finanzieren wol- 
len. 

— Die ausländischen Unternehmen dürfen 
keine Aktienausgaben unter 300 000 8 vor- 
nehmen. 

— Emissionen, Beteiligungen, öffentliche 
Kaufangebote und Aktientausch unterlie- 
gen seitens der Securities und Exchange 
Commission äußerst genauen Formalitäten 
(dies trifft auch dann zu, wenn ein auslän- 
disches Unternehmen an ein anderes aus- 
ländisches Unternehmen außerhalb der 
Vereinigten Staaten eine Beteiligung an 
einem amerikanischen Unternehmen abtre- 
ten will). 

— Das größte Hindernis in diesem Bereich ist 
die Interest Equalization Tax, die auf alle 
amerikanischen Käufe von Schuldver- 
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Schreibungen oder Aktien, die von einem 
ausländischen Unternehmen ausgegeben 
werden, erhoben wird und somit die aus- 
ländischen Unternehmen belastet, die auf 
dem amerikanischen Markt eine Finan- 
zierungsmöglichkeit suchen. 

Die aus diesen Vorschriften resultierenden 
Finanzierungsschwierigkeiten (hinzu 

kommt der sehr hohe amerikanische Wett- 
bewerbsgrad, der das Haupthindernis für 
ausländische Direktinvestitionen in den 
USA ist) führen sehr häufig dazu, daß sich 
ausländische Unternehmen durch einen 
Aufkauf oder eine gemeinsame Tochter- 
gesellschaft auf dem amerikanischen Markt 
niederlassen. Hieraus erwächst allerdings 
- insbesondere den großen Unternehmen - 
die Gefahr eines Antitrustverfahrens, das 
sogar viele Jahre nach der Niederlassung 
anhängig gemacht werden kann. 


B. Im Hinblick auf Investitionen im Ausland 

1. Maßnahmen zur Einschränkung, Überwachung 
oder Lenkung der Investitionen im Ausland sind 
im allgemeinen auf Zahlungsbilanzschwierigkei- 
ten zurückzuführen. Meist wird hier die Devisen- 


kontrolle in Anspruch genommen. Auf dieses Mit- 
tel griffen viele Industrieländer in den Nach- 
kriegsjahren zurück. 

Während Japan vor kurzem die Investitionen im 
Ausland liberalisiert hat, verfügen z. B. Frank- 
reich, Großbritannien und Schweden, die zwar 
eine äußerst liberale Politik anwenden, immer 
noch über Kontrollmittel. 

Die USA haben seit 1960 ohne Inanspruchnahme 
der Devisenkontrolle eine Reihe von Maßnah- 
men eingeführt, um die Kapitalausfuhr zu brem- 
sen. Seit 1968 bedarf die Aufnahme einer über 
lO'^^oigen Beteiligung an einem ausländischen 
Unternehmen der Genehmigung. 

2. Was die Förderung der Investitionen im Ausland 
betrifft, so tragen die meisten OECD-Länder zu 
Investitionen in Entwicklungsländern durch die 
Bürgschaft ihrer Regierungen und manchmal 
durch die Bereitstellung von Kapital bei. 

Die USA haben Investitionen in den Industrie- 
ländern kurz nach dem Kriege gefördert. Seit 
einer Reihe von Jahren stehen Deutschland, 
Frankreich und Japan Investitionen im Ausland 
positiv gegenüber, ohne diese aber durch be- 
stimmte Maßnahmen zu fördern. 
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